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Editorial

Können Sie sich noch erinnern, dass vor 40 Jahren der 
Republikaner Ronald Reagan gerade den Demokraten 
Jimmy Carter als US-Präsidenten abgelöst und ein gi-
gantisches Aufrüstungsprogramm gestartet hatte, 
welches sogar ein Raketenabwehrsystem im All vor-
sah?

Für Reagan stand es außer Frage, dass er die damals 
noch existente Sowjetunion, ohnehin wirtschaft-
lich angeschlagen, mit aller Macht zu Boden drücken 
musste. Die Medien titelten unter einer Karikatur des 
republikanischen Hardliners: „Ist dieser Mann gefähr-
lich?“

Es war auch das Jahr, in dem der Hamburger Designer Johannes Hartmann die legendäre pazifistische Parole 
von Carl Sandburg auf eine Mauer sprühte: „Stell Dir vor, es ist Krieg, und keiner geht hin“. Auf Jeansjacken 
wurden Sticker mit Friedenstauben oder Peace-Zeichen geheftet. Und auf dem Plattenspieler drehte sich das 
neueste Album von Udo Lindenberg: „Wozu sind Kriege da?“. Jetzt ist es anscheinend wieder so weit. Gut 40 
Jahre später, in denen wir den Frieden in Europa trotz des Wettrüstens bewahren konnten – befinden wir uns 
inmitten der neuerlichen Angst vor einer Eskalation.

Wünschen wir uns, dass bald wieder friedliche Nachrichten ein größeres Gewicht bekommen und in den Mit-
telpunkt unserer kleinen Welt hier vor Ort rücken.

All das wird es allerdings nicht umsonst geben, es wird nicht einfach wieder alles gut werden. Vielmehr müs-
sen wir in Zukunft, jeder Einzelne von uns, mehr denn je aktiv unseren Beitrag dazu leisten. Wir alle gemeinsam 
müssen uns einsetzen, Verzicht üben, neu wertschätzen und dürfen vor allem unsere Freiheit, aber auch den 
Frieden niemals mehr als selbstverständlich betrachten.

Der Ansatz hierfür ist im Großen wie im Kleinen derselbe: Unser demokratisches Handeln, unser permanenter 
Einsatz für eine liberale Demokratie sind gefordert – während sich auf dem Plattenteller wieder Lindenberg 
dreht. „Keiner will sterben. Das ist doch klar. Wozu sind denn dann Kriege da?“

(auszugsweise aus einem Artikel von Nicole Donath, Haller Kreisblatt)

Herzliche, pazifistische Grüße!

Ihr Andreas Leeb

Die vergangenheit war gestern . . .
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Ausweitung des Geltungsbe-
reichs von „Essensgutscheinen“

Einen beliebten Benefit in der 
Praxis stellen Essensgutscheine 
dar. Der Arbeitgeber kann sei-
nen Arbeitnehmern Gutscheine 
für Mahlzeiten bis zu einem Wert 
von 8 € pro Arbeitstag steuerfrei 
gewähren. Wichtige Vorausset-
zung bisher war, dass die Gut-
scheine nur am Arbeitsplatz oder 
in einer Gaststätte zur dortigen 
Konsumation eingelöst werden 
können. Der COVID-19-Pandemie 
und deren Auswirkungen auf die 
Arbeitswelt Rechnung tragend 

gilt die Steuerbefreiung für Gut-
scheine ab dem Kalenderjahr 
2022 auch für Mahlzeiten, die 
zwar von einer Gaststätte oder 
einem Lieferservice zubereitet 
bzw geliefert werden, jedoch bei-
spielsweise in der Wohnung des 
Arbeitnehmers (im Homeoffice) 
konsumiert werden. Die Auswei-
tung der Steuerbefreiung ist da-
bei weitreichend konzipiert, da 
auch Betriebe, welche Speisen je-
der Art anbieten und zubereiten 
(Zubereitung ausschließlich zur 
Lieferung und nicht zur Konsuma-
tion vor Ort) davon umfasst sind. 
Weiterhin ausgenommen sind zB 

Auch Anfang 2022 ist die COVID-19-Krise noch nicht 
ausgestanden und durch „Omikron“ scheint das letz-
te Wort leider noch nicht gesprochen zu sein. Ende 
2021 ist es bei den Wegen zur Bekämpfung der wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Krise zu Neuerungen 
und Verlängerungen von bekannten Maßnahmen ge-
kommen. Nachfolgend werden wichtige Aspekte im 
Überblick dargestellt. 

Covid-19
UPDATE 2022

von Supermärkten zubereitete 
und von einem Lieferservice zu-
gestellte Mahlzeiten sowie ge-
nerell Lebensmittellieferungen. 
Die ausgedehnte (Einkommen)
Steuerbefreiung wird durch eine 
Beitragsfreiheit im ASVG nachvoll-
zogen.

COVID-19-bedingte Bonuszahlun-
gen und Zulagen

Wie bereits im Kalenderjahr 2020 
sind auch COVID-19-bedingte Bo-
nuszahlungen und Zulagen bis 
zu 3.000  € steuerfrei, wenn sie 
für das Kalenderjahr 2021 bis 
Februar 2022 gezahlt werden. 
Solche Bonuszahlungen und Zu-
lagen sind überdies vom Dienst-
geberbeitrag, dem Zuschlag zum 
Dienstgeberbeitrag und von der 
Kommunalsteuer befreit.

Einreichfrist beim Firmenbuch 
verlängert

Für Jahresabschlüsse mit Stich-
tag einschließlich 30.9.2021 wur-
de die Frist zur Einreichung beim 
Firmenbuch auf 12 Monate ver-
längert. Die Fristerstreckung gilt 
auch rückwirkend für Jahres-
abschlüsse über abweichende 
Wirtschaftsjahre, deren Stichtag 
nach dem 31.12.2020 liegt.
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Ende des begünstigten Umsatz-
steuersatzes von 5 %

Mit 31.12.2021 ist der begünstig-
te Umsatzsteuersatz von 5 % für 
Gastronomie, Hotellerie, die Kul-
turbranche sowie für den Publi-
kationsbereich ausgelaufen. Der 
0 %-Umsatzsteuersatz für die Lie-
ferung von Schutzmasken wird 
bis 30. Juni 2022 verlängert.

150 € Teuerungsausgleich

Bezieher von Sozialhilfe, Min-
destsicherung, Studienbeihilfe, 
Arbeitslosengeld, Notstandshilfe 
oder Ausgleichszulage erhalten 
pro Haushalt eine Einmalzahlung 
in Höhe von 150 €. Die Zahlung soll 
insbesondere einen Ausgleich zu 
den pandemiebedingt steigen-
den Lebenserhaltungskosten 
(Heizkosten!) bieten. Für Bezieher 
von Arbeitslosengeld oder Not-
standshilfe gilt als berechtigt, 
wer von November bis Dezember 
2021 mindestens 30 Tage Arbeits-
losengeld oder Notstandshilfe 
bezogen hat.

Kinderbetreuungsgeld – Zuver-
dienstgrenze wird erhöht

Mit 1.1.2022 wird die Zuverdienst-
grenze beim einkommensabhän-

gigen Kinderbetreuungsgeld von 
7.300 € auf 7.600 € erhöht. Da-
durch wird eine geringfügige Be-
schäftigung während der Karenz 
weiterhin ermöglicht.

Kurzarbeit

Die Kurzarbeit für besonders be-
troffene Betriebe wird bis Ende 
März 2022 verlängert. Darüber 
hinaus gibt es für Menschen mit 
geringem Einkommen einen ein-
maligen Langzeit-Kurzarbeitsbo-
nus von 500 €. Umfasst sind Per-
sonen, welche von März 2020 bis 
November 2021 für mindestens 
10 Monate und im Dezember 2021 
mindestens 1 Tag in Kurzarbeit 
waren.

Sonderbetreuungszeit und Frei-
stellung für Schwangere

Die Sonderbetreuungszeit für 
Eltern wird bis Ende März 2022 
verlängert. Die coronabeding-
te Freistellung für ungeimpfte 
Schwangere ab der 14. Schwan-
gerschaftswoche bei Arbeiten 
mit Körperkontakt wird bis 31. 
März 2022 verlängert. Ebenso 
können Schwangere, die zwar 
geimpft sind, aber keinen ausrei-
chenden Impfschutz aufweisen, 
von der Arbeit freigestellt wer-
den.

spruch genommen haben, bis 
Ende Mai in die reguläre Kurz-
arbeit wechseln - diese ist mit 
Ende Juni 2022 befristet. Die Ver-
längerung um zwei Monate soll 
zu Planungssicherheit beitragen, 
da viele Betriebe (zB aus den Be-
reichen Nachtgastronomie, Ver-
anstaltungen, Flugverkehr und 
Stadthotellerie) aufgrund der 
Delta- und Omikron-Welle nicht so 
rasch wie geplant endgültig aus 
der Kurzarbeit aussteigen kön-
nen. Die reguläre Kurzarbeit sieht 
einen Abschlag von 15 % im Ver-
gleich zur Corona-Kurzarbeit vor. 
Unabhängig davon, ob Corona-
Kurzarbeit oder reguläre Kurzar-
beit in Anspruch genommen wer-
den, erhalten die Arbeitnehmer 
während der Kurzarbeit jeweils 
80 bis 90 % ihres Gehalts.

Aufgrund der Erholung des hei-
mischen Arbeitsmarktes läuft 
die Corona-Kurzarbeit für be-
sonders betroffene Betriebe 
mit Ende März 2022 aus. Für sol-
che Unternehmen war sogar ein 
100-prozentiger Kostenersatz 
möglich. Die Maximaldauer der 
Inanspruchnahme der regulären 
Kurzarbeit wird um zwei Monate 
verlängert (von 24 auf 26 Mona-
te).

Demnach können Betriebe, wel-
che seit Beginn der COVID-19-Kri-
se die Corona-Kurzarbeit in An-

Kurz-Info:
Corona-Kurzarbeit läuft 
mit Ende März 2022 aus

©Photocreo Bednarek - stock.adobe.com
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Ökosoziale Steuerreform 
2022 im Nationalrat be-
schlossen

„Heizkesseltausch“ und thermische Sanierung von Gebäuden gefördert

Die ökosoziale Steuerreform 
2022 wurde am 20. Jänner 
2022 im Nationalrat be-
schlossen. Die Gesetzwer-

dung erfolgte dabei - verglichen 
zur Regierungsvorlage - ohne 
bedeutsame Änderungen. Neben 
den vielfältigen Änderungen 
unter Anderem im Bereich des 
Ertragssteuerrechts (inklusive 
Neuregelung der Besteuerung 
von Kryptowährungen) in Teil I des 
Steuerreformgesetzes umfasst 
die ökosoziale Steuerreform die 
Einführung des regionalen Kli-
mabonus (Klimabonusgesetz als 
Teil II des Steuerreformgesetzes) 
wie auch zB die Reduktion des 
SV-Beitragssatzes in der Kran-
kenversicherung für selbstän-
dig Erwerbstätige mit niedrigen/
mittleren Einkommen (Teil III des 
Steuerreformgesetzes).

Im Rahmen der Steuerreform soll 
auch der Umstieg von fossilen 
Brennstoffen auf klimafreundli-
che Systeme gefördert werden. 
Konkret auf die Umsetzung der 
Wärmestrategie bezogen, be-
deutet dies auch, dass bei Privat-
personen der Austausch eines 
auf fossilen Brennstoffen basie-
renden Heizungssystems gegen 
ein klimafreundliches System (so 
genannter „Heizkesseltausch“), 
wie zB Fernwärme, gefördert 
wird. Darüber hinaus wird auch 
die thermische Sanierung von 

Gebäuden mittels steuerlicher 
Geltendmachung in Form von 
Pauschalbeträgen als Sonder-
ausgaben begünstigt.

Grundsätzlich für einen Zeit-
raum von fünf Jahren können 
für die thermisch-energetische 
Sanierung von Gebäuden 800 € 
pro Jahr als Sonderausgaben 
geltend gemacht werden. Ein 
Heizkesseltausch wird mit 400 € 
pro Jahr (ebenfalls als Sonder-
ausgaben) gefördert. Die Herlei-
tung dieser Beträge ist etwas 
komplexer - so sind die Ausgaben 
für den Heizkesseltausch bzw 
für die Gebäudesanierung um 
die vom Bund ausbezahlte För-
derung (Förderung des Bundes 
nach dem Umweltförderungsge-
setz) zu kürzen und müssen dann 
immer noch mehr als 4.000 € für 
die thermische Sanierung von 
Gebäuden bzw mehr als 2.000 € 
für den Heizkesseltausch ausma-
chen. Eigentlich kann pro Kalen-
derjahr nur ein Pauschalbetrag 
als Sonderausgabe abgesetzt 
werden, wobei vorrangig die 
800 € für die Gebäudesanierung 
steuerlich geltend gemacht wer-
den. Wenn allerdings innerhalb 
der fünf Kalenderjahre weitere 
solche begünstigten Ausgaben 
getätigt werden, kann der Pau-
schalbetrag auf insgesamt 10 
Kalenderjahre verlängert berück-
sichtigt werden. Gegebenenfalls 

kann der Pauschalbetrag zwar 
nicht ab dem Jahr der Auszah-
lung der Förderung steuerlich 
geltend gemacht werden, jedoch 
ab dem 6. Jahr in Form von 800 € 
für die thermische Gebäudesa-
nierung bzw in Höhe von 400 € für 
den Heizkesseltausch.

Zeitlich und administrativ be-
trachtet muss für die Sanie-
rungs- und Erneuerungsmaßnah-
men nach dem 30. Juni 2022 eine 
Förderung des Bundes ausbe-
zahlt worden sein, wobei das För-
deransuchen nach dem 31. März 
2022 eingebracht werden muss. 
Die pauschalen Sonderausgaben 
werden automatisch im Rahmen 
der Veranlagung berücksichtigt, 
da die Förderstelle die entspre-
chenden Informationen an die 
Finanzverwaltung übermittelt.
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Zahlungserleichterungen im Zusammenhang mit 
COVID-19

Im Bereich der ASVG-Beiträge ist es während der Co-
rona-Pandemie immer wieder zu Zahlungserleichte-
rungen gekommen. Davon sind jedoch jene Beiträge 
ausgenommen, die dem Arbeitgeber vom Bund bzw 
vom AMS wegen Kurzarbeit, Freistellung von Risiko-
patienten oder bei Absonderung nach dem Epide-
miegesetz erstattet werden und vom Dienstgeber 
bis zum 15. des zweitfolgenden Monats an die ÖGK 
abzuführen sind. Wichtige Voraussetzung ist über-
dies, dass glaubhaft gemacht werden kann, dass die 
ASVG-Beiträge coronabedingt aus Liquiditätsgrün-
den nicht entrichtet werden können. Die Erleichte-
rung liegt darin, dass für schon länger vergangene 
Zeiträume, deren Beiträge auch bereits gestundet 
worden waren, Ratenzahlungen auf die noch immer 
offenen Beiträge bis längstens 30. September 2022 
gewährt werden. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen können sogar Ratenzahlungen bis längstens 
31. März 2024 gewährt werden, wenn im Zeitraum 
zwischen Juli 2021 und September 2022 bereits 40 
% der ursprünglichen Beitragsschulden beglichen 
wurden.

Frühstarterbonus statt Hacklerregelung

Die Hacklerregelung (Personen mit mindestens 540 
Beitragsmonaten - dies entspricht 45 Jahren - wur-
de ein abschlagsfreier (Früh-)Pensionseintritt ein-
geräumt) ist 2021 ausgelaufen. Seit 2022 gilt der so 
genannte „Frühstarterbonus“. Unter bestimmten Vo-
raussetzungen, wie etwa mindestens 300 Beitrags-
monate der Erwerbstätigkeit, davon mindestens 12 
vor Vollendung des 20. Lebensjahres, wird für jeden 
bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres erworbenen 
Erwerbstätigkeitsmonat ein Zuschlag zur Alters- bzw 
Invaliditätspension von 1 € gewährt (insgesamt ma-
ximal 60 €).

Unfälle im Homeoffice fallen unter die Unfallversi-
cherung

Im Lichte der jüngsten Rechtsprechung fallen auch 
Unfälle, die sich an überwiegend privat genutzten 
Orten ereignen, in den Schutzbereich der Unfallver-
sicherung, wenn die zum Unfall führende Handlung 
auf die berufliche Tätigkeit zurückzuführen ist. Dies 
ist gerade in Pandemiezeiten und dem damit einher-
gehenden häufigen Arbeiten im Homeoffice zu be-
grüßen.

Phase 5 der COVID-19-Kurzarbeit

Die Phase 5 der Kurzarbeit sieht bekanntermaßen 
auch ein Modell ohne Abschlag vor, welches beson-
ders von der Corona-Pandemie betroffene Unterneh-
men unterstützen soll. Mit dem Lockdown im Novem-
ber und Dezember 2021 zusammenhängend gab es 
ein paar bedeutsame Adaptierungen dieser Art des 
Kurzarbeitsmodells. Wichtig ist, dass dieses Modell 
bis maximal Ende März 2022 in Anspruch genommen 
werden kann. Neben dem Entfall der Steuerberater-
bestätigung für betroffene Unternehmen besteht 
eine administrative Erleichterung auch darin, dass 
keine verpflichtende AMS-Beratung in Anspruch ge-
nommen werden muss (diese gilt für Unternehmen, 
welche Phase 4 der Kurzarbeit nicht beansprucht 
haben, bei Beantragung der Kurzarbeit bis Ende Jän-
ner 2022). Überdies sind diese Unternehmen von der 
Ausbildungsverpflichtung für Lehrlinge für den Zeit-
raum der Lockdown-Monate (November und Dezem-
ber 2021) befreit.

Phase 6 der Sonderbetreuungszeit

Eltern können unter grundsätzlich gleichen Voraus-
setzungen wie bisher, weitere 3 Wochen im Zeitraum 
zwischen 1.1.2022 und 31.3.2022 als Sonderbetreu-
ungszeit in Anspruch nehmen. Theoretisch denkbar 
ist sogar, dass in Abhängigkeit von der COVID-19-Ge-
samtsituation das Enddatum für Phase 6 der Son-
derbetreuungszeit bis 8. Juli 2022 hinausgeschoben 
wird.

Wichtige Änderungen im Sozial-
versicherungs-, Arbeits- und 
Lohnsteuerrecht
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„Klimaticket“ sowie „Jobticket“ haben in letzter Zeit 
vermehrt für Schlagzeilen gesorgt. Zusammenge-
fasst unter „Öffi-Ticket“ kann der Arbeitgeber unter 
bestimmten Voraussetzungen den Arbeitnehmern 
solche Tickets seit 1. Juli 2021 steuerfrei zur Ver-
fügung stellen bzw die entsprechenden Kosten 
steuerfrei ersetzen. Das Klimaticket ermöglicht es 
beispielsweise, ein Jahr lang alle Linienverkehre (dh 
öffentlicher und privater Schienenverkehr, Stadtver-
kehre und Verkehrsverbünde) in einem bestimmten 
Gebiet zu nutzen und soll auch dazu beitragen, dass 
Österreich das Pariser Klimaziel erreicht. Dabei kann 
zwischen regional, überregional und österreichweit 
unterschieden werden. Touristische Angebote sind 
jedoch ausgeschlossen.

Das BMF hat Antworten zu wichtigen Fragen rund um 
dieses Thema (FAQ) zusammengefasst. Ausgangs-
punkt ist, dass jede Wochen-, Monats- oder Jahres-
karte als Öffi-Ticket zu behandeln ist, sofern sie am 
Wohn- oder Arbeitsort (des Arbeitnehmers) gültig 
ist. Das Kriterium der Gültigkeit des Tickets am Wohn- 
oder Arbeitsort ist wesentlich und zieht sich durch 
viele mögliche Fragen. So ist es den FAQ folgend auch 
denkbar, dass der Arbeitgeber nur einen Teil der 
Kosten des Öffi-Tickets übernimmt - typischerweise 
für die Wegstrecke zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte - und die Wochen-, Monats- oder Jahreskarte 
für das gesamte Bundesland gilt. Voraussetzung für 
diese Teilübernahme der Kosten ist, dass die Karte 
zumindest am Wohn- oder Arbeitsort gültig ist.

In der Praxis wird es häufig vorkommen, dass die 
Arbeitnehmer bereits eine Jahreskarte hat und sich 
die Frage stellt, ab wann ein begünstigtes Öffi-Ticket 
durch den Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wer-
den kann. Hierbei ist zu beachten, dass die Begünsti-
gung erst ab der Verlängerung der Jahreskarte gilt. 
Das ist selbst dann der Fall, wenn der Arbeitgeber 
die Kosten mit 1. Juli 2021 übernommen hat, aber die 

Karte erst zu einem späteren Zeitpunkt verlängert 
wird. Erst ab dem Zeitpunkt der Verlängerung sind 
die Zahlungen der Arbeitgeber an die Arbeitnehmer 
steuerfrei. Dies führt auch dazu, dass nicht zwin-
gend jede Karte mit 1. Juli 2021 neu gekauft werden 
musste. Die Anforderungen an die steuerliche Be-
günstigung gelten gleichwohl für die Verlängerung 
des Gültigkeitszeitraums von Tickets, wie zB von Jah-
reskarten, nach dem 30. Juni 2021.

Die FAQ führen darüber hinaus aus, dass die Über-
nahme der gesamten oder teilweisen Kosten durch 
den Arbeitgeber für den Kauf einer Wochen-, Monats- 
oder Jahreskarte auch dann begünstigt ist, wenn 
die Karte nur am Wohnort, aber nicht am Arbeits-
ort der Arbeitnehmer gültig ist. Aus administrativer 
Sicht betrachtet ist es möglich, dass der Zuschuss 
bzw Beitrag der Arbeitgeber zum Öffi-Ticket auch 
monatlich mit der Gehaltsauszahlung an die Arbeit-
nehmer bezahlt wird. Eine Voraussetzung dafür ist, 
dass der Arbeitnehmer die Rechnung über den Kauf 
des Tickets dem Arbeitgeber vorlegt (der Arbeitge-
ber muss eine Kopie der Karte oder der Rechnung 
des Verkehrsunternehmens zum Lohnkonto geben).

Schließlich ist auch der Zusammenhang zwischen 
dem begünstigten Öffi-Ticket und der Geltendma-
chung des Pendlerpauschales zu beachten. Die FAQ 
bringen klar zum Ausdruck, dass nur für jene Weg-
strecke ein Pendlerpauschale beantragt werden 
kann, welche nicht von dem Geltungsbereich der 
Wochen-, Monats- oder Jahreskarte umfasst ist. 
Ähnlich gelagert ist die Sachlage mit Dienstreisen. 
So kann das begünstigte Öffi-Ticket zwar auch für 
Dienstreisen verwendet werden - es dürfen jedoch 
vom Arbeitgeber keine zusätzlichen Fahrtkostener-
sätze für die von dem Öffi-Ticket umfassten Strecken 
geleistet werden.

Öffi-Ticket steuerlich begünstigt!
 Arbeitgeber übernimmt die Kosten für öffentliche Verkehrsmittel

©LIGHTFIELD STUDIOS - stock.adobe.com
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Vorjahreszahlungen bis 
28.2.2022

Bis spätestens Ende Februar 2022 mussten 
bestimmte Zahlungen, welche im Jahr 2021 
getätigt wurden, elektronisch gemeldet wer-
den. Dies betrifft etwa Zahlungen an natürli-

che Personen außerhalb eines Dienstverhältnisses, 
wenn diese Personen beispielsweise als Aufsichts-
rat, Stiftungsvorstand, selbständiger Vortragender, 
Versicherungsvertreter usw tätig waren. Eine solche 
Meldung gemäß § 109a EStG - analog zu einem Lohn-
zettel bei Angestellten - muss Name, Anschrift so-
wie Versicherungsnummer bzw Steuernummer der 
Empfänger enthalten und kann über Statistik Aust-
ria oder über www.elda.at (nicht aber FinanzOnline) 
vorgenommen werden. Auf eine Meldung kann unter 
gewissen Betragsgrenzen verzichtet werden.

Es handelt sich dabei grundsätzlich um Zahlungen 
für eine in Österreich ausgeübte selbständige Arbeit 
im Sinne des § 22 EStG, außerdem um Zahlungen für 
bestimmte Vermittlungsleistungen sowie bei kauf-
männischer und technischer Beratung im Inland. 
Sinn und Zweck dieser Regelung ist die steuerliche 

Erfassung von Zahlungen, wobei es irrelevant ist, 
ob die Zahlung an beschränkt oder unbeschränkt 
Steuerpflichtige erfolgte oder sogar durch ein DBA 
freigestellt wurde. Aus weiteren Grenzen und Beson-
derheiten der Mitteilungspflicht von Auslandszah-
lungen (zB besteht keine Mitteilungspflicht für Zah-
lungen von unter 100.000 € an einen ausländischen 
Leistungserbringer) ist hervorzuheben, dass bei 
vorsätzlich unterlassener Meldung (gemäß § 109b 
EStG) eine Finanzordnungswidrigkeit vorliegt, die bis 
zu einer Geldstrafe in Höhe von 20.000 € führen kann. 
Im Falle der Meldungsverpflichtung nach § 109a EStG 
und § 109b EStG ist nur eine einzige Meldung gemäß 
§ 109b EStG zu übermitteln.

Bestimmte ins Ausland getätigte Zah-
lungen im Jahr 2021 sind ebenso elekt-
ronisch zu melden (gemäß § 109b EStG)

©Blue Planet Studio - stock.adobe.com
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verlängert

Auch wenn die Neuregelung der Normverbrauchsab-
gabe (NoVA) bereits mit 1. Juli 2021 in Kraft getreten 
ist - es ist hier im Zeichen der Ökologisierung zu Er-
höhungen gekommen - wurde die NoVA-Übergangs-
regelung bis Mai 2022 verlängert. Die Übergangs-
regelung führt zu einer Ausnahme von der neuen, 
erhöhten NoVA und ist erstmals auf Fälle anzuwen-
den, in denen ein Kaufvertrag über ein Kfz vor dem 
1. Juni 2021 abgeschlossen wurde, die Lieferung 
aber erst nach dem 1. Juli 2021, jedoch vor dem 1. 
November 2021 erfolgt ist. Auf solche Lieferungen 
war demnach noch die früher geltende (günstigere) 
Rechtslage anzuwenden.

Die nunmehrige Fristerstreckung ist auf COVID-
19-bedingte Lieferschwierigkeiten und Engpässe in 

der Halbleiterproduktion zurückzuführen und führt 
de facto zu erheblichen Verzögerungen in den Lie-
ferketten der Automobilindustrie. Die Wartezeiten 
für die Auslieferung von Kfz können sich derzeit um 
viele Monate verlängern, weshalb Rechtssicherheit 
geschaffen und ein möglichst reibungsloser Über-
gang zur neuen Rechtslage ermöglicht werden soll.

Ende 2021 wurde daher diese Übergangsfrist von 
1. November 2021 auf 1. Mai 2022 erstreckt. Durch 
die Ausweitung der Lieferfrist auf 1. Mai 2022 sollen 
langwierige Diskussionen und auch eine spürbar 
höhere finanzielle Belastung durch die Neuregelung 
der NoVA vermieden werden.

©ysuel - stock.adobe.com
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für Selbständige

Für die Inanspruchnahme des Arbeitsplatzpauschales für 
Selbständige müssen folgende Voraussetzungen erfüllt 
sein:

•	 Dem Selbständigen erwachsen Ausgaben aus der Nut-
zung der Wohnung, wobei es sich nicht um den Haupt-
wohnsitz handeln muss;

•	 Dem Steuerpflichtigen steht zur Ausübung der betrieb-
lichen Tätigkeit kein anderer, ihm zurechenbarer Raum 
zur Verfügung (auf den jeweiligen Betrieb bezogen);

•	 Es werden keine Aufwendungen für ein Arbeitszimmer 
steuerlich geltend gemacht.

Das Arbeitsplatzpauschale 
beträgt entweder 1.200 
€ oder 300 € pro Jahr. Der 
höhere Betrag ist dann 

möglich, wenn keine anderen Ein-
künfte aus einer aktiven Erwerbs-
tätigkeit (Einkünf-
te aus Land- und 
Forstwirtschaft , 
Einkünfte aus selb-
ständiger Arbeit 
und Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb 
sowie Einkünfte 
aus einem aktiven 
Dienstverhältnis) 
erzielt werden, für 
welche außerhalb 
der Wohnung ein 
anderer Raum zur 
Verfügung steht 
bzw auch dann, wenn die ande-
ren Einkünfte höchstens 11.000 
€ ausmachen. Zu beachten ist 
dabei, dass dann mit dem Ar-
beitsplatzpauschale sämtliche 
Aufwendungen in Bezug auf die 
Wohnung abgedeckt sind und 
folglich darüber hinaus keine 
wohnungsspezifischen Ausga-
ben mehr steuerlich abgesetzt 
werden können.

Das Arbeitsplatzpauschale be-
trägt 300 € pro Jahr, wenn an-

dere Einkünfte aus einer aktiven 
Erwerbstätigkeit die Grenze von 
11.000 € übersteigen und für 
diese Tätigkeit ein anderer Raum 
außerhalb der Wohnung zur Ver-
fügung steht. Zusätzlich zu dem 

Arbeitsplatzpauschale können 
Aufwendungen für die Anschaf-
fung ergonomisch geeigneten 
Mobiliars (zB Schreibtisch, Dreh-
stuhl, Beleuchtung) geltend ge-
macht werden. Die Regelung ist 
an jene des Homeoffice ange-
lehnt, wobei im konkreten Fall das 
Erfordernis der zumindest 26 Ho-
meoffice-Tage entfällt (weil es die 
Unterscheidung zwischen Arbei-
ten am Arbeitsplatz des Arbeit-
gebers oder im Homeoffice bei 
Selbständigen so nicht gibt). Für 

das ergonomisch geeignete Mo-
biliar gilt die Deckelung mit 300 € 
- sofern die mit diesen Anschaf-
fungen verbundenen Ausgaben 
auch mit Einkünften aus nicht-
selbständiger Tätigkeit zusam-

menhängen, sind sie 
zur Gänze entweder 
als Werbungskosten 
oder als Betriebsaus-
gaben einzuordnen. 
Eine Aufteilung ist 
nicht möglich.

Da das Arbeitsplatz-
pauschale der Höhe 
nach jeweils auf ein 
12 Monate umfassen-
des Wirtschaftsjahr 
bezogen ist, hat bei 
einem Rumpfwirt-

schaftsjahr oder beim unterjähri-
gen Wegfall der Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme eine 
Aliquotierung zu erfolgen. Das 
Arbeitsplatzpauschale für Selb-
ständige kann übrigens auch im 
Rahmen der Basispauschalierung 
und auch bei der seit der Ver-
anlagung 2020 möglichen Klein-
unternehmerpauschalierung als 
zusätzliche Betriebsausgabe gel-
tend gemacht werden.

Ab der Veranlagung 2022 trägt das so genannte Arbeitsplatzpauschale für Selb-
ständige dazu bei, dass auch bei betrieblichen Einkünften die Nutzung des pri-
vaten Wohnraums steuerlich berücksichtigt werden kann. Hintergrund dafür ist 
die COVID-19-bedingte Verlagerung der Arbeit in den privaten Bereich und der 
Umstand, dass die exakte Ermittlung des betrieblichen Anteils an den Wohnkos-
ten typischerweise einen unverhältnismäßigen Aufwand darstellen würde. Mit 
der Neuregelung soll der betrieblichen Komponente wohnraumbezogener Auf-
wendungen, wie beispielsweise Strom, Heizung, Beleuchtung usw Rechnung ge-
tragen werden. Hingegen sind betriebliche Arbeitsmittel wie zB die Aufwendun-
gen für Computer, Drucker, Kopierer usw nicht von dem Arbeitsplatzpauschale 
umfasst. Sie bleiben weiterhin neben der Pauschale steuerlich abzugsfähig.

grazer treuhand
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umsatzsteuerliche
änderungen bei
WERKLIEFERUNGEN IN 
DEUTSCHLAND

Im Falle der Montagelieferung von ausschließlich eige-
nen Gegenständen ist eine Umsatzsteuer-Registrie-
rung des Lieferanten in Deutschland erforderlich.

Eine Lieferung, die auch Elemente einer Leistung in 
sich trägt, wird im Umsatzsteuerrecht je nachdem, 
ob ausschließlich eigene oder auch fremde Gegen-
stände be- und verarbeitet werden, als Montagelie-
ferung oder als Werklieferung bezeichnet.

In Deutschland war diese Unterscheidung für öster-
reichische Lieferanten bisher nicht relevant. Auf-
grund eines schon älteren Urteils des deutschen 
Bundesfinanzhofs (BFH) hat die deutsche Finanz 
aber eine Information veröffentlicht, die für öster-
reichische Lieferanten unter Umständen zu einer 
Umsatzsteuer-Registrierungspflicht in Deutschland 
führen kann. 

Nach dieser Rechtsprechung des BFH ist eine Werk-
lieferung eine einheitliche, aus Liefer- und Dienstleis-
tungselementen bestehende Leistung in Form der 
Be- und Verarbeitung eines nicht dem Leistenden 
(Lieferanten) gehörenden (fremden) Gegenstandes. 

Die Be- oder 
Ve r a r b e i t u n g 
ausschließlich 
eigener Gegen-
stände des 
Leistenden kann demnach keine Werklieferung sein, 
vielmehr handelt es sich dann um eine Montagelie-
ferung.

In beiden Fällen (Werklieferung / Montagelieferung) 
besteht die Umsatzsteuerpflicht zwar in Deutsch-
land, zum Übergang der Steuerschuld (Reverse 
Charge) auf den deutschen Kunden kommt es aller-
dings nur bei der Werklieferung.

Im Falle der Montagelieferung von ausschließlich ei-
genen Gegenständen ist hingegen eine USt-Regist-
rierung des Lieferanten in Deutschland erforderlich.

Für die Zukunft ist bei Lieferungen nach Deutschland, die mit Be- und 
Verarbeitungen verbunden sind, genau zu prüfen, ob eine Werk- oder 

eine Montagelieferung vorliegt. Diese Prüfung sollte jedoch nicht erst bei 
Rechnungslegung erfolgen, sondern bereits vor Leistungserbringung, um eine 
allfällige Umsatzsteuer-Registrierung in Deutschland zeitgerecht durchführen 
zu können! 
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Montage- und Werklieferung

Bislang wurde in Deutschland in der Praxis nicht zwi-
schen Montage- und Werklieferung unterschieden. 
So wurde z.B. auch die Lieferung einer Maschine, die 
beim Kunden aus Einzelteilen errichtet wurde, ohne 
dass der Kunde hierzu selbst Gegenstände beistell-
te, als Werklieferung eingeordnet, obwohl tatsäch-
lich eine Montagelieferung vorlag, da nur eigene 
Gegenstände des Lieferanten verwendet wurden. 
Der Werklieferungsbegriff wurde somit bislang auf 
alle Liefervorgänge mit Be- und Verarbeitung ange-
wandt, unabhängig davon, ob eigene oder fremde 
Gegenstände bearbeitet wurden. Eine umsatzsteu-
erliche Registrierung des ausländischen Lieferanten 
war daher üblicherweise nicht erforderlich.

Diese Unklarheit beseitigte nun das deutsche Fi-
nanzministerium. Eine Werklieferung liegt demnach 
nur mehr dann vor, wenn der Lieferant für das Werk 
einen fremden Gegenstand be- oder verarbeitet 
und dafür selbstbeschaffte (Haupt-)Stoffe verwen-
det. Nur dann geht auch die Umsatzsteuerschuld 
des leistenden Lieferanten auf den Empfänger der 
Werklieferung in Deutschland über (Reverse Char-
ge). Bei Montagelieferungen, bei welchen der Liefe-
rant ausschließlich eigene Gegenstände verwendet, 
die erst durch Installation bzw. Montage am Liefer-

ort zu einem fertigen Ganzen zusammengefügt und 
dort geliefert werden, kommt die Reverse-Charge-
Regelung hingegen nicht zur Anwendung, weshalb 
sich der österreichische Lieferant in Deutschland 
umsatzsteuerlich registrieren und deutsche Um-
satzsteuer in Rechnung stellen muss!

© Chinnapong - stock.adobe.com

© mirsad - stock.adobe.com
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Lohnsteuerrichtlinien-
wartungserlass 2021
Im Rahmen des Lohnsteuerrichtlinien-Wartungserlasses 2021 wurden Ende Dezem-
ber 2021 laufende Änderungen sowie neue Gesetze in die Lohnsteuerrichtlinien 
2002 eingearbeitet. Erwartungsgemäß sind dabei die Themen Homeoffice und Öffi-
Ticket weitreichend vertreten. Nachfolgend werden ausgewählte, für Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber relevante Punkte, überblicksartig dargestellt.

Überlassen von Jahreskarten bzw Jahresnetzkarten 
für Privatfahrten (Öffi-Ticket)

Eine vom Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zur Ver-
fügung gestellte Jahresnetzkarte (zB Klimaticket), 
die auch für Privatfahrten verwendet werden kann, 
stellt dann keinen steuerpflichtigen Sachbezug im 
Sinne eines Vorteils aus dem Dienstverhältnis dar, 
wenn es sich um ein nicht-steuerbares Öffi-Ticket 
handelt. Dies ist erfüllt, sofern die Karte zumindest 
am Wohn- oder Arbeitsort des Arbeitnehmers gültig 
ist. Wichtig ist ebenso, dass das Ticket ab 1. Juli 2021 
gekauft oder verlängert wurde.

Die Begünstigung für das Öffi-Ticket kommt übri-
gens unabhängig davon zur Anwendung, wer das 
Ticket kauft. Das Öffi-Ticket darf grundsätzlich auch 
übertragbar oder eine Familienkarte sein. Mit der 
Übertragbarkeit oder der Familienkarte verbundene 
Zusatzkosten sind allerdings nicht von der Begünsti-
gung umfasst. Bei Beendigung des Dienstverhältnis-
ses liegt grundsätzlich für den Gültigkeitszeitraum 
des Öffi-Tickets nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses anteilig ein steuerpflichtiger Sachbezug vor. 
Unterbrechungen eines arbeitsrechtlich weiterhin 
aufrechten Arbeitsverhältnisses, wie im Falle der 

Karenzierung oder während der Ausübung des Prä-
senzdiensts, sind nicht steuerschädlich für das ge-
währte Öffi-Ticket.

Übernommene Geldstrafen
(Strafvorschreibung direkt an den Arbeitgeber)

Wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Geldstra-
fen ersetzt, welche über den Arbeitnehmer wegen 
in Ausübung des Dienstes begangener Verwaltungs-
übertretungen (zB Verkehrsstrafen) verhängt wur-
den, liegt ein steuerpflichtiger Sachbezug vor. Dies 
ist allerdings dann nicht der Fall, wenn der Arbeitge-
ber nachweisen oder glaubhaft machen kann, dass 
die Verkehrsstrafen über den Arbeitgeber verhängt 
und von diesem bezahlt wurden. Bei dieser direkten 
Strafvorschreibung an den Arbeitgeber handelt es 
sich nicht um eine über den Arbeitnehmer verhäng-
te Geldstrafe, welche vom Arbeitgeber ersetzt wird. 
Folglich kann es auch nicht zu einem steuerpflichti-
gen Sachbezug kommen.

Pendlerpauschale bei Öffi-Ticket

Die umfangreichen Neuerungen im Zusammenhang 
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mit dem Öffi-Ticket haben auch Auswirkungen auf 
die Geltendmachung des Pendlerpauschales. So 
steht das Pendlerpauschale nicht zu, wenn ein Ar-
beitnehmer überwiegend (also für mehr als die Hälf-
te der Arbeitstage im Lohnzahlungszeitraum) auf 
Kosten des Arbeitgebers durch Zahlung bzw Zurver-
fügungstellung des Öffi-Tickets zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte befördert wird. Auf eine allfällige 
vom Öffi-Ticket nicht umfasste Wegstrecke kann das 
Pendlerpauschale jedoch geltend gemacht werden, 
wobei die Höhe des Pendlerpauschales mit dem fik-
tiven Pendlerpauschale für die Gesamtstrecke be-
grenzt ist.

Kostenbeiträge des Arbeitnehmers zum Öffi-Ticket 
sind grundsätzlich dem Anteil der Privatnutzung 
des Öffi-Tickets zuzuordnen und daher nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig, es sei denn das Öffi-
Ticket stellt eine Streckenkarte zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte dar. In einer solchen Konstellation 
ist der Kostenbeitrag des Arbeitnehmers bis maxi-
mal zur Höhe des im konkreten Fall in Frage kom-
menden Pendlerpauschales als Werbungskosten 
abzugsfähig - ein Pendlereuro steht nicht zu.

Digitale Arbeitsmittel als Werbungskosten

Ausgaben für digitale Arbeitsmittel wie zB Drucker, 
Laptop, Router etc. zur Verwendung auf einem in 
der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatz können 
als Werbungskosten steuerlich abgesetzt werden. 
Sie sind jedoch um das Homeoffice-Pauschale (vom 
Arbeitgeber als nicht steuerbar gewährt bzw. vom 
Arbeitnehmer als Differenzwerbungskosten in An-
spruch genommen) zu kürzen.

Alternativen zum Fahrtenbuch

Neben dem „klassischen“ Fahrtenbuch können auch 
Belege und Unterlagen sowie elektronische Auf-
zeichnungen zur Nachweisführung geeignet sein. 

Voraussetzung dafür ist, dass für jede einzelne Fahrt 
zumindest Datum, Dauer, Ziel und Zweck aufgezeich-
net werden können. Sollen diese Nachweise auch 
zur Inanspruchnahme von steuerfreien Taggeldern 
dienen, müssen auch Beginn und Ende der Fahrt 
(Uhrzeit) aufgezeichnet werden.

© wutzkoh - stock.adobe.com
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Kann man seiner gmbh ETWAS 
SCHENKEN?
Eine steuerneutrale Übertragung von Wirtschaftsgütern auf die GmbH ist 
nur unter den Voraussetzungen einer Umgründung möglich. Eine „Schen-
kung“ an die eigene GmbH kann hingegen zu massiven Steuerlasten führen.

Bei Kapitalgesellschaften (zB einer GmbH) 
gibt es zwei Ebenen: die Gesellschaft und 
deren Gesellschafter. Transaktionen zwi-
schen diesen zwei Ebenen wirken sich 

ertragsteuerlich aus, selbst wenn der Gesell-
schafter „seiner“ GmbH ein Wirtschaftsgut un-
entgeltlich zuwenden, also schenken möchte.
Vom Bundesfinanzgericht wurde nun eine sol-
che Schenkung nicht anerkannt, was beim Ge-
sellschafter zu erheblichen Steuerbelastungen 
führte.

Tausch von Wirtschaftsgütern
Grundsätzlich löst eine unentgeltliche Übertragung von Wirtschaftsgütern keine Ertrag-
steuer aus. Dies gilt zum Beispiel auch bei Schenkungen von Betrieben oder Mitunterneh-
meranteilen zwischen natürlichen Personen, wobei in diesem Fall der Rechtsnachfolger 
(Beschenkte) die Buchwerte des bisherigen Betriebs- oder Anteilsinhabers fortsetzen 
muss.

Allerdings sieht der Gesetzgeber vor, dass die Einlage oder die Einbringung von Wirt-
schaftsgütern und sonstigem Vermögen in eine Körperschaft (zB GmbH) als Tausch gilt, 
sofern die Einlage nicht unter das Umgründungssteuergesetz fällt. Beim Tausch von Wirt-
schaftsgütern liegt jeweils eine Anschaffung und eine Veräußerung vor, das heißt, ein 
Tausch wird wie eine Veräußerung behandelt und führt somit zur Ertragsteuerpflicht, 
wenn sich daraus ein Gewinn aufgrund Aufdeckung von stillen Reserven ergibt.

Dies wurde kürzlich auch vom Bundesfinanzgericht (BFG) bestätigt: Zwei verwandte 
Kommanditisten einer GmbH & Co KG übertrugen ihre Kommanditanteile mittels „Schen-
kungsvertrag“ an die Komplementär-GmbH der Personengesellschaft, sodass es unter-
nehmensrechtlich zu einer sogenannten „Anwachsung“ kam (da alle Anteile an der Per-
sonengesellschaft in der Hand der GmbH vereinigt wurden). Aufgrund dessen wurde dem 
Finanzamt die Auflösung der Personengesellschaft gemeldet. Mit Hinweis auf die erfolgte 
„Schenkung“ bzw Unentgeltlichkeit begehrten die Beteiligten die Fortführung der Buch-
werte der GmbH & Co KG bei der GmbH als Rechtsnachfolgerin.

© goodluz - stock.adobe.com
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Absage des Bundesfinanzgerichtes

Das Bundesfinanzgericht erteilte dieser Ansicht jedoch eine 
Absage, da die erfolgte Übertragung von Vermögenswerten 
(Mitunternehmeranteilen) der Gesellschafter an ihre GmbH 
als Tausch anzusehen sei (Mitunternehmeranteile gegen 
GmbH-Anteile bzw deren Werterhöhung), zumal keine Ein-
bringung nach den sondergesetzlichen Bestimmungen 
des Umgründungssteuerrechts durchgeführt wurde. Dem-
gemäß könne auch keine steuerneutrale Buchwertfort-
führung zur Anwendung kommen, sondern es müssten die 
stillen Reserven im Übertragungszeitpunkt ermittelt und 
seitens der vormaligen Mitunternehmer versteuert werden 
(Veräußerungsgewinn).

Teil dieses steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns war 
im konkreten Fall nicht nur der Firmenwert, sondern es 
mussten auch die zum Übertragungszeitpunkt bestehen-
den Stände der negativen Kapitalkonten, die von den Ge-
sellschaftern nicht aufzufüllen waren, versteuert werden. 
In Summe entstand dadurch eine hohe Ertragsteuerbelas-
tung.

Wenn Sie solche 
Übertragungen 

planen, sollten Sie 
sich zuvor ausführlich be-
raten lassen!

grazer treuhand
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GEBÄUDES
Wenn ein Unternehmer oder Vermieter eine 
Liegenschaft erwirbt, auf der bereits ein Ge-
bäude steht, so stellt sich oftmals die Frage, 
ob Abbruchkosten und der Wert des Gebäu-
des sofort als Aufwand abgeschrieben wer-
den können oder aktiviert werden müssen.

Bei der Beurteilung, ob allfällige Kosten als sofortige Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten anzusehen sind, 
ist ausschlaggebend, ob das miterworbene Gebäude ab-
bruchreif oder noch nutzbar ist:

Wird ein baufälliges Gebäude, das nicht neu erworben wur-
de, sondern schon lange zum Betriebsvermögen gehört, 
abgerissen, so hängt nach der aktuellen Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes das Schicksal der Abbruch-
kosten davon ab, zu welchem Zweck abgebrochen wird:

	▶ Wird ein Grundstück mit einem abbruchreifen 
Gebäude erworben, gehören die Abbruchkos-
ten zu den Anschaffungskosten des Grundstü-
ckes. Abbruchreif ist ein Gebäude, wenn es aus 
objektiven wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen nicht sinnvoll saniert werden kann.

	▶ Erfolgt der Abbruch eines noch verwendbaren 
Gebäudes (wobei es unbeachtlich ist, ob das 
Gebäude in Abbruchabsicht erworben wurde 
oder nicht, oder ob der Abbruch in der Absicht 
einer Neuerrichtung eines Gebäudes oder zur 
Herstellung eines unbebauten Grundstückes 
dient), dann sind Abbruchkosten und Rest-
buchwert sofort (im Kalenderjahr des Beginns 
der Abbrucharbeiten) als Werbungskosten ab-
zugsfähig.

	▶ Bei Errichtung eines neuen Gebäudes, das auch 
in Zukunft der Einkünfteerzielung (betriebliche 
Einkünfte oder Vermietung und Verpachtung) 
dienen soll, sind die Abbruchkosten Betriebs-
ausgaben bzw. Werbungskosten.

	▶ Bei Abbruch zwecks privater Nutzung des (be-
bauten) Grundstücks steht mangels künftiger 
Einnahmen ein Abzug nicht zu. Bei Abbruch 
zwecks Veräußerung eines unbebauten Grund-
stücks steht der Abzug insoweit zu, als die Ver-
äußerung der Einkommensteuer unterliegt.

grazer treuhand

18



Beim 
Erwerb von 

Liegenschaften sind 
viele steuerliche Themen zu 

beachten, die eine umfangreiche 
Beratung erforderlich machen.

Wir unterstützen Sie dabei gerne! 

© PX Media - stock.adobe.com
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Einbringung eines

tätigkeitsbezogenen

EIN-PERSONEN-
UNTERNEHMENS
In einem Erkenntnis hat sich der Verwaltungsgerichts-
hof (VwGH) kürzlich mit der Frage auseinandergesetzt, 
ob die Einbringung eines Einzelunternehmens mit rein 
tätigkeitsbezogenen Leistungen möglich ist.

Wird ein baufälliges Gebäude, das nicht neu erworben 
wurde, sondern schon lange zum Betriebsvermögen 
gehört, abgerissen, so hängt nach der aktuellen Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes das Schick-
sal der Abbruchkosten davon ab, zu welchem Zweck 
abgebrochen wird:

Qualifiziertes Vermögen ist ausschließlich

1.	 ein Betrieb, 
2.	 ein Teilbetrieb, 
3.	 ein Mitunternehmer-Anteil (OG, KG), 
4.	 oder ein qualifizierter Kapitalanteil (von >= 25%) 
 
Weiters müssen die wesentlichen Betriebsgrundlagen 
durch die übernehmende Körperschaft übernommen 
werden. Erfüllt eine Einbringung nicht sämtliche Vor-
aussetzungen, ist der Vorgang nach dem allgemeinen 
Steuerrecht zu beurteilen. Damit kann es zur Aufde-
ckung stiller Reserven und somit zu einer unter Um-
ständen hohen Ertragsteuer Belastung kommen.

Auch die Grunderwerbsteuer kann sich im Falle, dass 
sich Grundstücke im übertragenen Vermögen befin-
den, erhöhen.

© vegefox.com - stock.adobe.com
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Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes

In einem Erkenntnis hat sich der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) kürzlich mit der Frage auseinandergesetzt, 
ob die Einbringung eines Einzelunternehmens mit rein tätigkeitsbezogenen Leistungen möglich ist. Er hob 
dabei eine Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes (BFG) auf und führte aus, dass allein aus dem Umstand, 
dass der einbringende Unternehmer „einziger Leistungsträger“ ist, die Einbringungsfähigkeit eines Betriebes 
nicht verneint werden kann. Beratungsleistungen können nach der Verkehrsauffassung im Allgemeinen auch 
von anderen Personen in gleichartiger Weise erbracht werden. Zudem merkte der VwGH an, dass das Zutreffen 
der Anwendungsvoraussetzungen für eine Einbringung nach dem Umgründungssteuergesetz ausschließlich 
nach den Normen des Umgründungssteuergesetzes zu beurteilen ist. Nicht zu den Voraussetzungen einer 
Betriebseinbringung des Umgründungssteuergesetzes zählt, dass der Einbringende (Unternehmer) sich ver-
pflichtet, der GmbH als Geschäftsführer zur Verfügung zu stehen oder bestimmte operative Tätigkeiten zu 
verrichten. 

Eine Einbringung unter Inanspruchnahme der Begünstigungen des 
Umgründungssteuerrechts kann steuerlich vorteilhaft sein. Aufgrund 

der Komplexität dieser Maßnahmen und der strengen formalen Vorgaben 
empfehlen wir jedoch, vorab fundierte Beratung in Anspruch zu nehmen und alle 
Vor- und Nachteile auszuloten.

Wir stehen Ihnen gerne zur Verfügung.
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Gewinnausschüttungen an
GESELLSCHAFTER-GESCHÄFTSFÜHRER
Gewinnausschüttungen an Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH unterlagen 
immer schon der Beitragspflicht nach GSVG (§ 25 Abs 1 GSVG), sofern nicht bereits 
aufgrund der Tätigkeit eine ASVG-Pflichtversicherung gegeben ist/war.

Praktisch nicht betroffen sind jene Gesellschafter-Geschäftsführer, die schon mit ihren laufenden Bezügen 
aus der Geschäftsführertätigkeit die Höchstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung überschreiten. In der 
Vergangenheit gab es seitens der Sozialversicherung der Selbständigen (SVS) Probleme in der Informations-
beschaffung. Grundsätzlich müssen nämlich seit Jänner 2016 solche Gewinnausschüttungen an GSVG-pflich-
tige Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH verpflichtend bei der KESt-Anmeldung angegeben werden. 
Mittels Verordnung aus Februar 2020 sind konkret folgende Daten aus der KESt-Anmeldung der SVS elektro-
nisch zur Verfügung zu stellen:

	▶ Name und Sozialversicherungsnummer des GSVG-pflichtigen Gesellschafter-Geschäftsführers,

	▶ Bruttobetrag der Gewinnausschüttung.
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gAufgrund technischer Schwierigkeiten konnte die 
Übermittlung der Daten erst Ende 2021 tatsächlich 
durchgeführt werden, wodurch die SVS nunmehr 
faktisch in der Lage ist, für zugeflossene Gewinn-
ausschüttungen (rückwirkend seit 1.1.2019) die 
entsprechenden Sozialversicherungsbeträge den 
Gesellschafter-Geschäftsführern vorzuschreiben. 
Dabei ist zu beachten, dass die Finanzbehörden die 
Ausschüttungsdaten grundsätzlich nur dann über-
mitteln, wenn und sobald eine Veranlagung zur Ein-
kommensteuer mit Einkünften aus selbständiger 
Arbeit und/oder aus Gewerbebetrieb erfolgt. An-
sonsten werden derzeit keine Ausschüttungsdaten 
an die SVS übermittelt.

Mittels Information vom 21.1.2022 hat die SVS wei-
tere interessante Ansichten zu dieser schier un-
endlichen Geschichte bekanntgegeben. Demnach 
ist beispielsweise bei Vorliegen einer Pflichtversi-
cherung nach § 2 Abs 1 Z 3 GSVG bzw § 2 Abs 2 FSVG 
als Gesellschafter-Geschäftsführer die Gewinnaus-
schüttung (Bruttobetrag, dh Einkünfte aus der Aus-
schüttung vor Abzug der KESt) immer beitragspflich-
tig, selbst wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer 
keine Tätigkeitsvergütung (in Form selbständiger 
oder nichtselbständiger Einkünfte) erhält. Anders 
sieht es bei so genannten „neuen Selbständigen“ 
aus. Gewinnausschüttungen können hierbei - der In-
formation der SVS folgend - in einem ersten Schritt 
keine Pflichtversicherung nach GSVG begründen, da 
hierfür Einkünfte gemäß § 22 oder § 23 EStG voraus-
gesetzt werden.
 

Nachgemeldete Gewinnausschüttungen können 
eine bereits endgültig festgestellte Beitrags-
grundlage erhöhen, wobei die Vorschreibung der 
Beitragsdifferenz im Rahmen der vier Quartalsvor-
schreibungen des Folgejahres erfolgt. Etwas ande-
res gilt im Zusammenhang mit Pensionen. Der so-
genannten „Versteinerung“ folgend, führen nach 
dem Pensionsstichtag rückwirkend festgestellte 
Gewinnausschüttungen zu keiner Änderung der Bei-
tragsgrundlage.

Andere mögliche Auswirkungen und Besonderheiten 
bei Pensionen erfordern oftmals eine Beurteilung 
des Einzelfalls. So ist laut SVS nicht auszuschließen, 
dass aufgrund der Berücksichtigung der Gewinn-
ausschüttungen rückwirkend ein Hineinwachsen in 
die Pflichtversicherung bei „neuen Selbständigen“ 
(Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensions-
versicherung) erfolgt. Ebenso können Aktiveinkünfte 
in Verbindung mit Gewinnausschüttungen ein pensi-
onsschädliches Erwerbseinkommen darstellen und 
mitunter die Rückforderung von Pensionsleistungen 
nach sich ziehen. Es ist also bei diesen Fragen äu-
ßerste Vorsicht angeraten.

Schließlich führt entsprechend der Info der SVS die 
Erhöhung der Beiträge bei erwerbstätigen Regel-
pensionisten zu einer Anpassung der „besonderen 
Höherversicherung“. Dabei handelt es sich um eine 
gesonderte, auf Basis versicherungsmathemati-
scher Faktoren ermittelte Zusatzleistung zur Regel-
pension.

Wir beraten Sie in diesen Fragen, wie auch in allen anderen Pensions-
fragen gerne!

© MQ-Illustrations - stock.adobe.com
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Ein wehmütiger Abschied

Am 31. März 2022 verlässt Frau Michaela Freidl, vielen besser noch als 
Frau Weinhandl bekannt, die GT und tritt ihren wohlverdienten Ruhe-
stand an. Für die GT ein großer Verlust, war Frau Freidl in der Lohnver-
rechnung unseres Hauses doch eine hervorragende Mitarbeiterin, die 
von den Partner:innen, den Kolleg:innen und vor allem von den Klient:in-
nen sehr geschätzt wurde. Vielen Klient:innen wird Frau Freidl abgehen, 
war sie doch von der ersten Stunde an in der GT mit dabei, mittlerweile 
nahezu 20 Jahre lang. In der laufenden Arbeit in einem komplexen Sys-
tem war die Abrechnung von Tausenden von Dienstnehmer:innen eine 

ständige Herausforderung, gar nicht zu reden von den zusätzlichen Erschwernissen in Zeiten der Pandemie.

Persönlich und über alle Kanäle der modernen Kommunikation war Frau Freidl immer bemüht, anfallende 
Fragen und Probleme zu lösen und stand für eine ausführliche Beratung jederzeit zur Verfügung. Und in 
ihrer sehr bestimmenden Art trat sie gegenüber der Finanz, den Sozialversicherungsträgern und den Ge-
meinden bei den entsprechenden Prüfungen mit ihrem fachlichen Wissen stets als profunde Vertreterin 
der Gegenseite auf und konnte dabei mit Überzeugung immer die Rechte der Abgabepflichtigen durch-
setzen.

Wir alle wünschen nun Michi, wie ich sie ansprechen durfte, alles erdenklich Gute für die Zeit nach ihrer be-
ruflichen Laufbahn. Sicher wird sie ab und zu an ihre Zeit in meiner Kanzlei und in der GT denken, wir werden 
ihr verbunden bleiben!
   
Dr. Karl Hammerl
Gründungspartner
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Schrittchallenge 2022

Mit großen Schritten ins Jahr 2022 – die diesjährige Schrittchallenge der Grazer 
Treuhand stand ganz im Jahr des Tigers. Gewonnen hat dieses Jahr mit unglaubli-
chen 516.357 Schritten im ersten Monat 2022 unsere Gabi Berger! Wir sind schon 
gespannt, wer diesen Rekord nächstes Jahr toppen wird.

Marlene Susanne

Ich heiße Marlene 
Susanne Hajdinyak. 
Am 20.02.2022 habe 
ich als Sonntags-
glücks-Kind meine 
Mama und meinen 
Papa zum ersten 
Mal gesehen. Ich bin 
stolze 53 cm groß 
und 3330 g schwer. 
Jetzt träume ich 
gerade von den 
großen Abenteuern 
dieses Lebens.

Klimaticket & die Sinchi Foundation

Für unseren Planeten – Lokal:
Neben unserer Photovoltaikanlage, fördert die Grazer Treuhand intern auch das 
Steiermark-Klimaticket für ihre Mitarbeiter:innen. Damit wird nicht nur der Um-
stieg auf die Öffis beim Weg zur Arbeit angeregt, sondern den Mitarbeiter:innen 
auch in ihrer Freizeit die Chance gegeben, die grüne Mark reisekostenfrei & um-
weltschonend zu erkunden.

Für unseren Planeten – International: 
Indigene Völker beschützen mehr als 80% der Biodiversität un-
seres Planeten, obwohl sie weniger als 5% der Weltbevölkerung 
ausmachen. Die Grazer Treuhand freut sich als Partner im IR Global 
Netzwerk die Sinchi Foundation zu promoten und bei ihrer Arbeit, 
indigene Völker weltweit zu stärken, zu unterstützen. Nähere Infos: 
www.sinchi-foundation.com


